
BEBAUUNGSPLAN 'Klein-Auheime:, See' Nr. 809 

Hinweise - Textliche Festse~:ungen - Begr □ ndung 

1. Allgem~ine Hinweise und nechrichtliche 
Übernahmen§ g (6) 86auG 

1.1 Die textlichen Festsetzungen gehdren zu· der 
Bebauungsplanzeichnung. 

1.2 Gesetzliche Grundlaqer. sind das Bundesbau­
gesetz (BBauG) in d~r Fassung der Änderung vom 
6. 7. 1979 und Baunutzungsverordnung (SeuNVO) 
in der Fassung vom 15. 9. 1977. 

1.3 Die planungsrechtlichen Festsetzungen rlieses 
Bebauungsplanes ersetzen nicht die allgemein 
gültigen baurechtlichen Bestimmungen und Normen. 

Im besonderen sind zu beachte~ in der jeweils 
g □ ltigen Fassung: 

1) Die Hess. Bauordnung (H88) und die zu­
geh~rigen Durchführungsverordnungen, 

2) die Einstellplatzsatzung der St2~t 
Hanau, 

3) das Hess. Nachbarrecht. 

1.4 Nach§ 20 DSchG sind dem Landesamt für Denk­
malpflege in Wiesbaden alle bei Erdarbeiten 
auftretenden Funde, wie Mauern, Scherben, 
Skelette etc. zu melden. Die Funde und Fund­
stellen sind in unverändertem Zustand zu er­
halten und in geeigneter Weise bis zu ~iner 
Entscheidung zu schützen. 

1_5 Das Fernmeldeamt Hanau ist mindestens 6 Monate 
vor Beginn von Straßen- und Hochbaumaßn8hmen 
zu verstgndigen, damit die erforderlichen Ar­
beiten für den Schutz und die Erweiterung von 
Fernmeldeanlagen rechtzeitig durchgefUhrt 
werden können. 
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1.5 Ve=~nce:~ngen ae= Wess2:~l~=h2 (Verschie-

2. 

2 . 1 

bung de= UF2=:ini2n aurch Aufschüttungen oder 
Abgretun;en, ~~schungsat~lachungen etc.) be­
dü=F2n eine= ~2sse=r2cht~ichen Genehmigung 
gern.§ SS: :-iWG. 
Vor Beginn von Umg~staltung9arbeiten ist zudem 
ein was~erhygienischeg Gutachten einzuholen. 

FestsEt:~ng~n ~2ch Cunde~~echt 
(§§ g und Sa 26auG. Bau~V □) 

F □ r den G2ltungste:2ich we=jen alle fr □ heren 

planungsrechtlichen Festsetzungen, die diesem 
Beb2uungsJl2n wijersprechen, aufgehoben. 

2.2 TEILGEBIET A 1 Öff2n~liches Schwim~bad' 
Auf der als 'Öffentliches Schwimmbad' festgesetzen 
Fläche sind atle f □ r einen Schwimmbadb2trieb er­
forderlichen baulichen An~agen wie Umkleidekabinen, 
sanit~re Anl2gen, Ve=w2ltungsgebiude, Restaur~nt 
etc. ausn2hmsweis2 und nur innerhalb der ausge-
wiesenen □ bertaubaren Fliehen zul2ssig. 

2.3 TEILGE2:~~ 2 1 jff2nt:ich2 5port- und Spielfl~chen 1 

Hier sint R~s2n-/Wies2nFl2ch2n anzulegen, die 
der akti~en Erholung (Sport und Spiel' einer 
brei~en dFFantlichkeit dienen_ 

2.4 TEILGEBIET C 1 t:ff2nt' ich'= •:::r:J,,Ft.2chen' 
In den Pi2nber2ichen nErtlich des Tri2~w2;2~ 
sind reine N2~ur (Ruhe-) Zonen vorgesehen, deren 
allgemeine Zuginglichkeit durch eine entsprechend 
intensive Bepflanzung weitgehend auszuschlleßen 
ist. 

2.5 TEILGEBIET D 1 Park2nlag2n 1 

Die Ausweisung einer Parkanlage dient der Anlege 
von Naturzonen als Übergang zum ~estlich und 
südöstlich anschlieBenden Naturschutzgebiet. 
Eine jedermann zugängliche Wegeerschließung 
dieses Planbereiches entF~llt. 

2.6 .}.nnerhalb der ausgewiesenen 'Flächen für die 
L~ndwirtschaft 1 gelten folgende Festsetzungen: 

1) Auf den durch Baugrenzen festgesetzten 
_übetbauharen Grundflächen sind nur der 
landwirtschaftlichen Nutzung unmittelbar 
dienende bauliche Anlagen im Rahmen der 
sonstigen Plsnfestsetzungen zulMssig. 
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2.7 

3 . 

3 . 1 

2) Auf der Grundlage eines vom Bauherrn in Zu­
sammenarbeit mit dem Stadtplenungsemt der 
Stadt Hanau zu erstellenden Gestaltungsplan 
ist die landschaftliche Einbindung der Hofan­
lagen (Materialwahl, Farbgebung, Abpflanzungen) 
herzustellen und zu unterhalten. 

~ 

Die im Geltungsbereich dieses Bebauungeplanee 
sich inzwiachen ang2aiedelte Vegetation ist zu 
erhalten, soweit sie nicht den Festsetzungen 
dieses Bebauungsplanes entgegensteht. Dabei 
k5nnen - alternativ zu den in der Bebauungsplan­
zeichnung ausg~wiesenen Baschungsneigungen - auch 
vorhandene BöschungsfOhrungen beibehalten werden. 
Im BerEich van Steilufern ist durch ingenieursbi­
alagische Maßnahmen (z. 8. Faschinen) die Verwirk­
lichung eines Rahrichtstreifens sicherzustellen. 

Festsetzungen nach Landesrecht 
§ 9 (4), § 118 HBO 

Bauliche Anlagen sind im Zusammenhang mit dem 
jeweiligen Bepflanzungsplan in ihrer Form und 
äußeren ~rscheinung (verwendete Materialien, 
Farbg2bungen) landschaftsgebunden zu gestalten 
und in die jeweilige Gesamtanlage zu integrieren. 

Gebäudegruppen sind in ihrer äußer~n Gestaltung 
und Dachform aufeinander abzustimmen. 

3.2 Sei zweigeschassigen Geb~uden ist ein Kniestock 
(Drempel) unzul§ssig. 

3.3 Einfriedigungen sind neben den festgesetzten 
Flächen f □ r ~ie Landwirtschaft nur f □ r den Be­
reich des 1 Öffentlichen Schwimmbades 1 zulMssig 
(Gebiet A) und d □ rfen eine Gesamth5he von 
2,oo m nicht Obersehreiten. FOr Einfriedigungen 
ist durchbrochenes Zaunmaterial zu verwenden. 

3.4 Die Bedarfsstellplätze im nord5stlichen Plsn­
bereich dienen dem Parkplatzangebot in den 
Saisonmonaten des Schwimrnbadbetriebes. Sie 
e1nd ale Raeen(Wiesen-)Plätze anzulegen, im 
Bedarfsfall k5nnen Zufahrtswege befestigt 
(Schotterung mit Feinkieasuflage) werden. 
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